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Das sagen sie zur
Europa-Abstimmung

Am 8. Februar stimmt die Schweiz
über die Personenfreizügigkeits-
Vorlage ab. Soll das Abkommen mit
der EU weitergeführt und auf
Bulgarien und Rumänien ausgedehnt

werden? Im Vorfeld der Abstimmung äussern sich in
einer MZ-Serie Vertreterinnen und Vertreter aus Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft dazu – und bringen ihre
Argumente in die Personenfreizügigkeits-Debatte ein. 

YVETTE ESTERMANN 

Schweiz – wohin gehst du? Wo willst du
ankommen? Im Wohlstand oder in Armut?
Was können Rumänien und Bulgarien der
Schweiz bieten? Billige Arbeitskräfte dank
Personenfreizügigkeit?
Schon jetzt ist es für einen Arbeitgeber je-
derzeit möglich, gute Arbeitskräfte zu ho-
len, egal aus welchem Land. Dafür braucht
es wirklich keine Personenfreizügigkeit!
Die Schweiz zahlt für jedes weitere Mitglied
der Europäischen Union eine grosse Menge
Geld («Kohäsionsmilliarde»). Bedenken Sie
dabei, dass die EU ihre Zahlungen an
Rumänien und Bulgarien wegen grassieren-
der Korruption stoppen musste. Es ging
dabei um einige hundert Millionen Euro
Steuergelder, welche in diesen Ländern ein-
fach «verschwunden» sind.
Die Befürworter der Erweiterung wollen
uns klarmachen, dass die Schweiz einen
enormen wirtschaftlichen Nutzen aus die-
ser Erweiterung ziehen wird. Sie wollen
uns weismachen, dass Arbeitnehmer aus
einem «Tieflohnland» mit einem durch-
schnittlichen Stundenlohn von 3 Franken
(Schweiz: 33 Franken) in der Schweiz zu kei-
nen Problemen und auch nicht zu tieferen
Löhnen führen werden.
Würde die Schweiz überhaupt von der
Personenfreizügigkeit profitieren? Ein Ver-
gleich: Die Schweiz ist wie ein Glas Voll-
milch, die EU wie ein Glas Magermilch und
arme Staaten wie Rumänien und Bulgarien
sind wie ein Glas Wasser. Was passiert,
wenn Sie diese drei mischen? Sie werden
in keinem Glas mehr Vollmilch vorfinden,
sondern nur noch verdünnte Magermilch.

Es profitieren also allein diejenigen Länder,
denen es schlechter geht als der Schweiz!
Die Arbeitslosigkeit in Europa nimmt zu
und eine Rezession steht auch bei uns di-
rekt vor der Tür. Der Preis eines «Ja» zur Per-
sonenfreizügigkeit mit Rumänien und Bul-
garien ist deshalb viel zu hoch und betrifft
alle Steuerzahlerinnen und Steuerzahler.
Bei einer guten Wirtschaftslage finden vie-
le Menschen bei uns Arbeit. Wenn sie aber
arbeitslos werden, muss die Schweiz für
diese Leute aufkommen. 
Es ist deshalb heute schon für Deutsche
schöner und besser, in der Schweiz arbeits-
los zu sein als zu Hause in Deutschland.
Wie wird es dann erst mit Rumänien und
Bulgarien? Haben Sie auch schon daran 
gedacht?
Die Schweiz könnte übrigens die von der
EU geforderten Beiträge für Rumänien und
Bulgarien (einige hundert Millionen) auch
hier in unserem Land sehr gut gebrauchen.
Die Schweizerinnen und Schweizer und al-
le hier lebenden Personen werden zum Spa-
ren angehalten und für ferne, grosse Län-
der «spendet» man Milliarden. Dabei gibt es
auch in der Schweiz bereits Hunderttausen-
de, die an der Armutsgrenze leben, und es
werden wegen der zunehmenden Rezession
und Arbeitslosigkeit täglich mehr.
Deshalb stimme ich aus Überzeugung Nein
zur Personenfreizügigkeit mit Rumänien
und Bulgarien.

Personenfreizügigkeit

Die Debatte

Vollmilch in der Schweiz,
Magermilch aus der EU
SVPYvette Estermann stimmt gegen Bulgarien und Rumänien

Yvette Estermann (41) ist gebürtige Slowakin,
Nationalrätin (SVP/LU) und Co-Präsidentin
des SVP-Komitees gegen die Personenfreizügig-
keits-Vorlage. 

DANIEL LAMPART 

Ja zu den Bilateralen – Ja zu sozialem Schutz.
Der Wegfall der bilateralen Abkommen würde
die gegenwärtigen wirtschaftlichen Probleme der
Schweiz massiv verstärken. Massnahmen zum
Lohnschutz sind aber unverzichtbar. Abstriche
liegen nicht drin.
Am 8. Februar geht es um mehr als nur um die
Personenfreizügigkeit. Es geht um die gesamten
bilateralen Verträge I, weil diese mit der Perso-
nenfreizügigkeit verknüpft sind. Die Schweiz ist
auf eine enge und geregelte Zusammenarbeit mit
der EU angewiesen. Ohne die bilateralen Verträge
wären Löhne und Arbeitsplätze gefährdet. Die
Bilateralen garantieren der Schweizer Wirtschaft
einen über weite Strecken freien Zugang zum
europäischen Binnenmarkt. Jährlich exportiert
die Schweiz Waren im Wert von rund 130 Milliar-
den Franken in die Europäische Union. Das ent-
spricht einem Viertel des Schweizer Bruttoinland-
produkts. Bei einem Nein wird es schwieriger,
Schweizer Produkte in die EU zu verkaufen.
Schlimmstenfalls verlagern Unternehmen ihre
Produktion ins Ausland. Indirekt davon betroffen
wären auch der Maler oder die Verkäuferin im
Inland, denn weniger Arbeitsplätze oder tiefere
Löhne in der Exportwirtschaft haben wirtschaft-
liche Probleme für alle zur Folge. 
Der SGB hat der Personenfreizügigkeit mit der
EU bisher unter der Bedingung zugestimmt, dass
Löhne und Arbeitsbedingungen durch flankie-
rende Massnahmen geschützt werden. Der SGB
hat hier ein umfangreiches Schutznetz erreicht: 
•Heute kontrollieren schweizweit 150 Inspekto-
rinnen und Inspektoren die Löhne. Arbeitgeber,
die zu wenig bezahlen, werden gebüsst. 
•In den Kantonen und beim Bund wachen tri-
partite Kommissionen über den Arbeitsmarkt.
Stellen sie Druck auf die Löhne fest, können sie
Mindestlöhne einführen. In den Kantonen Genf
und Tessin wurden Mindestlöhne für Kosmetike-
rinnen, Haushalthilfen und Call-Center-Mitarbei-
terinnen und -Mitarbeiter erlassen. 
•Dank den flankierenden Massnahmen konnten
in den letzten Jahren wichtige Gesamtarbeits-
verträge mit Mindestlöhnen abgeschlossen wer-
den, beispielsweise in den Branchen Reinigung,
Sicherheit sowie im Holzbau. 

•Die flankierenden Massnahmen wurden in
den letzten Monaten auf gewerkschaftlichen
Druck hin wesentlich verbessert. In der Haus-
wirtschaft und in der Temporärbranche gelten
künftig verbindliche Mindestlöhne. Und Arbeit-
geber in der Schweiz werden 50 Prozent häufiger
kontrolliert.
Die Bevölkerung stimmt der Personenfreizügig-
keit nur zu, wenn die Löhne geschützt sind. Des-
halb liegen bei noch bestehenden Problemen –
zum Beispiel bei den öffentlichen Beschaffungen
oder bei der Kontrolle von Temporärbüros – 
weder Abbau noch lasches Handeln drin.

Ja zu sozialem Schutz 
Gewerkschaftsbund Chefökonom Daniel Lampart steht zu Bilateralen

Daniel Lampart (40) ist Chefökonom des Schweizeri-
schen Gewerkschaftsbundes (SGB) und Mitglied der
tripartiten Kommission des Bundes zur Umsetzung
der flankierenden Massnahmen.

RENATO MERZ

Die Erfahrungen sprechen eine deut-
liche Sprache. Seit 2002 konnten
dank dem freien Personenverkehr
gut ausgebildete Berufsleute und In-
genieure aus dem europäischen Aus-
land rekrutiert und damit der akute
Fachkräftemangel teilweise aufge-
fangen werden. Von den zwischen
Januar und November 2008 bei ABB
Schweiz neu eingestellten Fachkräf-
ten kamen vier von zehn aus dem
EU-Raum; 90 Prozent davon aus un-
seren Nachbarländern. Zwei von fünf
haben einen Hoch- oder Fachhoch-
schulabschluss. Generell kann fest-
gehalten werden: Die Zuwanderung
hat sich kontrolliert und gemäss den
Bedürfnissen der Schweizer Wirt-
schaft entwickelt. 
Gerade in der heutigen wirtschaft-
lichen Situation ist es wichtig, dass

die europäischen Märkte weiter
offen bleiben. Andernfalls müssten
Schweizer Unternehmen in naher
Zukunft nicht nur das stagnierende
Wachstum, sondern zusätzlich
unnötige Hürden bewältigen. Ein
Entscheid gegen das Freizügigkeits-
abkommen würde das Rekrutieren
von hoch qualifizierten Mitarbeiten-
den erneut unnötig erschweren.
Statt sich zu verschliessen, gilt es für
die Schweiz auch in Zukunft, die
Chancen der europäischen Märkte
zu nutzen.
Eine der dringlichsten Aufgaben von
ABB Schweiz ist es, Talente zu fin-
den, zu fordern und zu fördern. Und
das in einem Umfeld, in dem sich
der internationale Wettbewerb zuse-
hends verschärft. Darum muss unbe-
dingt am Freizügigkeitsabkommen
festgehalten werden. Denn nur die-

ses bietet der Schweiz weiterhin die
Chance, die besten Talente zu gewin-
nen. Innovation war und ist nicht
nur für ABB Schweiz, sondern für
das ganze Land ein wichtiger Erfolgs-
faktor. 
Damit dies auch in Zukunft so
bleibt, braucht es den Zugang zum
EU-Markt. Denn für ABB Schweiz ist
die Europäische Union der wichtigs-
te Absatzmarkt: Mehr als 80 Prozent
des Umsatzes werden im Ausland
erzielt, fast die Hälfte davon in EU-
Ländern.
Die Offenheit der Schweiz spielt für
die Standortwahl international täti-
ger Konzerne eine zentrale Rolle. Sie
suchen den Zugang zu den europäi-
schen Absatz- und Arbeitsmärkten
und die Nähe zu Talenten und inno-
vativen Institutionen. Die internatio-
nale Vernetzung ist dazu elementar.

Dies gilt gerade auch für die For-
schungstätigkeit der Unternehmen.
Das ABB-Forschungszentrum in Dätt-
wil beschäftigt beispielsweise über
150 Mitarbeitende aus mehr als 25
Nationen. Dabei sind Teamarbeit
und ein breit abgestütztes Netzwerk
wichtige Schlüssel zum Erfolg. 
Deshalb ist die gute Vernetzung ge-
nauso wichtig wie die – durch das
Forschungsabkommen mit der Euro-
päischen Union mögliche – gleich-
berechtigte Teilnahme an europäi-
schen Forschungsprojekten. Und
genau diese Gleichberechtigung ist
für die Wettbewerbsfähigkeit der
Schweiz entscheidend.

Die Chancen des europäischen Arbeitsmarktes nutzen
ABB Schweiz Personalchef Renato Merz braucht die besten Talente und plädiert dafür, unbedingt am Freizügigkeitsabkommen festzuhalten

Renato Merz (54) ist Leiter Personal 
ABB Schweiz und Region Zentraleuropa 
sowie Mitglied der Geschäftsleitung ABB
Schweiz.
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